
FRAKTION BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN MÖNCHENGLADBACH 
 

Brandenberger Straße 36 
41065 Mönchengladbach 

02161/206204   Fax 20 55 69 
e-mail: whoek@gruene-mg.de 

http://www.gruene--mg.de 
 
 
Fraktionsantrag 
Rat: __.__. 2014 
 
 
Beratungsgegenstand 
 
Gewinnung von Erdgas aus unkonventionellen Lagerstätten mit Hilfe des 
Fracking-Verfahrens im niederländischen Grenzgebiet zu NRW 
 
 
Beschlussentwurf: 
 
1. Der Rat der Stadt Mönchengladbach teilt die erheblichen Bedenken der 

Landesregierung Nordrhein - Westfalen gegen die Aufsuchung und Gewinnung 
von Erdgas aus unkonventionellen Lagerstätten mit Hilfe des Fracking-
Verfahrens. Der Rat lehnt daher die Aufsuchung und Gewinnung von Erdgas 
mit diesem Verfahren im niederländischen Grenzgebiet zu Deutschland ab. 
Ursächlich für die Ablehnung sind nicht einschätzbare Risiken für das Grund- 
und Trinkwasser, die in Mönchengladbach, aber auch auf niederländischer 
Seite der Grenze zu befürchten sind. Hinzu kommen mögliche Gefährdungen 
durch beabsichtigte Bohrungen, die - bei geologischen Voraussetzungen, wie 
sie in der Niederrheinischen Bucht gegeben sind - zu neuen Erdbewegungen 
führen könnten. 
 
Diese Risiken sind insbesondere: 
 

a. Der Einsatz unbekannter und zum Teil giftiger, umweltgefährdender 
Chemikalien. 
 

b. Unfälle und menschliches Versagen, die dazu führen können, dass 
Boden und Grundwasser verunreinigt werden und große Mengen 
Methan in die Atmosphäre gelangen.  
 

c. Fragliche Langzeitsicherheit der Rohre und Zementabdichtungen, was 
bspw. das Risiko einer Verunreinigung des Grundwassers durch das 
Frack-Fluid in der Zukunft stark erhöht. 
 

d. Unbekannte hydrogeologische Wegsamkeiten. 
 

e. Die Entsorgung des Flowbacks, die weiterhin ungeklärt ist. So genannte 
Disposalbohrungen zur Entsorgung des Flowbacks verschärfen die 
Risiken der Verunreinigung von Untergrund und Wasser. 
 

f. Hoher Wasserverbrauch, der im Allgemeinen auf Oberflächengewässer, 
Brauchwasserbrunnen oder das lokale Trinkwassernetz zurückgreift und 
somit in Nutzungskonkurrenz stehen kann. 

 
 
 
 



g. Nicht absehbare Folgen durch Bohrungen in einem der aktivsten 
Erdbebengebiete Mitteleuropas; die Roermonder Gegend ist bekannt als 
Risikogebiet für Erdbeben. 
 

2. Der Rat der Stadt Mönchengladbach fordert die Verwaltung auf, sich am 
Verfahren der niederländischen Regierung „Strukturvision Schiefergas“ zu 
beteiligen und eine Einwendung basierend auf den unter 1. a. bis f. 
aufgeführten Punkten für die Stadt Mönchengladbach einzureichen.  

 
3. Der Rat der Stadt Mönchengladbach fordert die aus seiner Mitte entsandten 

Vertreter in den Gremien der Euregio Rhein Maas Nord, der NEW, der EWMG, 
der WFMG, der Kreisbau AG und der GWSG sowie die Gesellschafter auf, 
darauf hinzuwirken, dass die Aufsichtsräte der genannten Beteiligungs-
gesellschaften bzw. in den euregionalen Gremien gleichlautende Beschlüsse 
fassen, und die Vorstände, Geschäftsführungen und Vorsitzenden beauftragen 
bzw. bitten, sich ebenfalls am Verfahren der niederländischen Regierung 
„Strukturvision Schiefergas“ zu beteiligen und eine Einwendung basierend auf 
den unter 1. a. bis f. aufgeführten Punkten einzureichen.  

 
 

 
Begründung: 
 
Grundwasser macht vor Landesgrenzen nicht halt. Da die Grundwasserleiter auf 
niederländischer Seite mit jenen auf deutscher Seite verbunden sind, kann nicht 
ausgeschlossen werden, dass dies - insbesondere auf Grund der Grenznähe der 
möglichen Gebiete - Auswirkungen auf das Grund- und Trinkwasser in Nordrhein-
Westfalen hat, sollte es zu einer Verunreinigung des Grundwassers durch die 
Aufsuchung oder Gewinnung von unkonventionellem Erdgas kommen. 
 
Wasser ist unser Lebensmittel Nummer 1. Deshalb dürfen Trink- und 
Grundwasser nicht gefährdet werden. Es muss gesichert sein, dass eine 
nachteilige Veränderung der Wasserbeschaffenheit des Grund- und Trinkwassers 
in Mönchengladbach und Nordrhein-Westfalen durch die Vorhaben in den 
Niederlanden nicht zu besorgen ist. 
 
zu a.:  
Gutachten weisen darauf hin, dass die Datenlage über eingesetzte Frack-Fluide 
und die Kennzeichnung in Sicherheitsdatenblättern bezüglich Konzentration, 
Identität und der Auswirkungen im Zusammenspiel und auf die Umwelt erheblich 
Informationsdefizite aufweisen. Einige der den Gutachtern bekannten Frack-
Additive konnten als toxisch klassifiziert werden.  
 
zu c.:  
Besonders gravierend erscheinen Aussagen zur Langzeitbetrachtung der 
Barrieren, also der Zementierung und Verrohrung, die vor allem zum Schutz der 
Wasserhorizonte notwendig sind. Zwar wird nicht damit gerechnet, dass es zu 
einem Versagen der technischen Komponenten während des Frack-Vorgangs 
kommt, im Laufe der Zeit muss jedoch mit einem Versagen gerechnet werden. 
 
 
 
 
 
zu d.:  



Da ein Teil der Frackflüssigkeit im Untergrund verbleibt, ist es wichtig, dass das 
Deckgebirge nicht durchlässig ist und es keine Verbindung zwischen 
gasführenden Schichten und grundwasserführenden Schichten gibt, um einen 
Eintrag der Chemikalien und anderer Substanzen in das Grundwasser 
ausschließen zu können. Da es sehr unterschiedliche geologischen Bedingungen 
gibt, ist eine Einzelfallbetrachtung dringend notwendig, um Risiken ausschließen 
zu können. Die Frage der geologischen Verhältnisse ist schon deshalb eine 
entscheidende, weil die Distanz zwischen den wasserführenden Schichten und 
den gasführenden Schichten sehr unterschiedlich sein kann. Es ist zudem nicht 
auszuschließen, dass durch den Einsatz von Fracking Wegsamkeiten zwischen 
den gasführenden Schichten und den grundwasserführenden Schichten 
geschaffen werden. Denn die Risse, die im Gestein durch den Einsatz von 
Fracking entstehen, können sich je nach Gegebenheit im Gestein weiter 
ausbreiten als dies beabsichtigt war. 
 
zu e.: 
Flowback wird das mit dem Gas an die Oberfläche geförderte Gemisch aus 
Lagerstättenwasser und Frackflüssigkeit genannt. Im Lagerstättenwasser können 
sich in den tiefen Schichten natürlich vorkommende, aber giftige Stoffe, wie z.B. 
Arsen, Quecksilber oder auch radioaktive Partikel befinden. Bisher gibt es noch 
keine technischen Entsorgungsstandards, die eine umweltgerechte Entsorgung 
der einzelnen Bestandteile des Lagerstättenwassers beinhaltet. 
Disposalbohrungen erfüllen die Kriterien für eine umweltgereichte und 
nachhaltige Entsorgung nicht. 
 
zu f.: 
Abhängig von der Bohrstelle wird viel Wasser benötigt. Dies wird dem 
Wasserkreislauf zum Teil permanent entzogen. 
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